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Verbandstag 2009 des VdW südwest

Verbandstag des VdW südwest am 29. und 30. September 2009 in Fulda

Öffentliche Veranstaltung

Die rund 380 Teilnehmer des diesjährigen 
Verbandstages des VdW südwest am 29. / 30. 
September in Fulda waren sich darüber 
einig, dass die Wohnungswirtschaft vor 
allem Chancen durch den Fokus auf die 
Wohnbedürfnisse der Menschen ergreifen 

kann.

Kräftig kritisiert 
wurden vor diesem 
Hintergrund die 
politischen Rah-
mensetzungen der 
letzten Jahre, die 

die Bedürfnisse der Menschen und die ge-
sellschaftlichen Entwicklungen zu wenig 
aufgriffen, teilweise sogar konträr hierzu 
stünden. Die Wirtschafts- und Finanzkri-

se habe man – zumindest 
bislang – mit einem blau-
en Auge überstanden. Von 
der neuen hessischen und 
künftigen Bundesregierung 
erhofft man sich weniger 
Reglementierung. 

Vor allem bei der Personal-
entwicklung und der Ge-
winnung von qualifiziertem 
beruflichem Nachwuchs sei 
die Branche gefordert, um 
dem Motto des Verbands-
tages, „Fokus Mensch – 
Chancen für die Woh-
nungswirtschaft“, gerecht 
zu werden.�

Chancen durch  
Fokus auf die Wohnbedürfnisse

Reform des Mietrechts und neue Politikansätze gefordert 
Bereits in seiner Eröffnung machte Karl-Heinz 
Range, Vorsitzender des Verbandsrates 
des VdW südwest, deutlich, dass die Woh-
nungswirtschaft in besonderer Weise von 
gesellschaftlichen Wandlungsprozessen be-
troffen ist: „Nirgends menschelt es so sehr!“ 
Vor diesem Hintergrund trafen vor allem 
Rahmenbedingungen, die die Handlungspo-
tenziale beim Wohnen einengen, auf heftige 
Kritik in der öffentlichen Veranstaltung.

So sei den wohnungswirtschaftlichen In-
vestoren bei der Optimierung der ener-
getischen Effizienz 
der „Schwarze Pe-
ter“ zugeschoben 
worden, sagte Dr. 
Rudolf Ridinger, 
Verbandsdirektor 
des VdW südwest. 
Da die Wohnungs-
wirtschaft nicht so 
viel investiert, wie 
es sich so man-
cher Politiker in 
den kühnsten Träumen wünsche, seien in 
den vergangenen Jahren die gesetzlichen 

Bestimmungen immer wieder verschärft 
worden. Dies sei nicht Ziel führend. 

Mietrecht ändern 

Während die Politik einerseits mehr ener-
getische Investitionen fordere, so Ridinger, 
würden gleichzeitig energetische Investi-
tionen bei den Bauarbeiten mietrechtlich 
als Mangel behandelt. Die Mieter dürften 
während der Dauer der Umbauarbeiten 
die Miete mindern. Dies zeige, wie wider-
sprüchlich die Vorgehensweise sei. „Wer 

mehr Investitionen 
fordert, muss diese 
auch ermöglichen“, 
so Ridinger. Dies 
erfordere – z. B. 
bei energetischen 
Umbauten – ei-
ne Änderung des 
Mietrechts, sonst 
werde der Wider-
spruch zwischen 
Investitionserfor-

dernissen und Investitionshemmnissen 
immer größer. 

Politik mit Augenmaß

GdW-Präsident Lutz Freitag unterstützte 
diese Forderung und verlangte eine Po-
litik mit Augenmaß, die ökonomische,  
ökologische und soziale Aspekte beim 
Wohnen gleichermaßen berücksichtige. 
Obwohl der Geschosswohnungsbau nur 
für fünf Prozent des CO2-Ausstoßes ver-
antwortlich sei, greife die Politik gerade 
hier besonders intensiv ein. Das müsse 
anders werden. 

Dr. Rudolf Ridinger,  
Verbandsdirektor des VdW  
südwest, bei der Eröffnung der  
Fachausstellung im Rahmen 
des Verbandstages

Gerhard Möller,  
Oberbürgermeister  
der Stadt Fulda,  
bei der Begrüßung der  
Teilnehmer des Verbandstages

Karl-Heinz Range,  
Vorsitzender des Verbandsrates,  
eröffnete den diesjährigen Verbandstag

„Die Wohnungswirtschaft ist ein Stück 
Heimat für die Menschen. Es menschelt 
nirgendwo so sehr, wie in unseren 
Wohnungsunternehmen und Genossen-
schaften.“

Karl-Heinz Range, Vorsitzender des  
Verbandsrates des VdW südwest
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GdW-Präsident Lutz Freitag  
verlangte eine Politik mit Augenmaß.

Steffen Saebisch, neuer Staatssekretär im 
hessischen Wirtschaftsministerium,  
kündigte eine Politik der Kooperation mit 
den Wohnungsunternehmen an.

Keine zusätzlichen 
ordnungsrechtlichen Maßnahmen 

Der neue Staatssekretär im hessischen 
Wirtschaftsministerium, Steffen Saebisch, 
griff diese Forderungen positiv auf, kün-
digte für Hessen eine Wohnungspolitik 
der Kooperation mit den Unternehmen an 
und versprach ebenso, auf die Bundespo-
litik einzuwirken, damit „massive Fehlan-
reize bei der energetischen Sanierung“ 
abgestellt werden.

Auf Landesebene werde es jedenfalls keine 
zusätzlichen ordnungsrechtlichen Maß-
nahmen geben, so Saebisch. 

Neue innovative Lösungen nötig 

Aus Ridingers Sicht 
müssten zudem viel 
g r ö ß e r e  A n s t r e n -
gungen unternommen 
werden, um innovative 
Lösungsansätze zum 
Energiesparen schnel-
ler auf den Märkten 
durchzusetzen. Der 
Aus- und Weiterbildung 
im Handwerk komme 
hierbei eine zentrale Rolle zu. 

Auch andere politische Entscheidungen 
wie der Energieausweis und der energe-
tische Mietspiegel hätten in sie gesetzte 
Hoffnungen bisher nicht erfüllt. So hät-
ten zwar inzwischen alle Wohnungsun-
ternehmen für ihren Gebäudebestand 
Energieausweise erstellen lassen, bei Ge-
sprächen mit neuen Mietern spielten diese 
jedoch keine Rolle. „Das Interesse der 
Mieter ist gleich 
Null“, war auch die 
Feststellung von 
Teilnehmern zur 
Transparenz auf 
den Wohnungs-
märkten.

Auch der 
Verbraucher  
ist gefordert

Ohnehin ist die 
Gebäudesanierung 
nach Ridingers Einschätzung nur ein He-
bel unter mehreren, um Energie und CO2 
gleichermaßen einzusparen. 

Ein anderer Hebel für Einsparpotenziale 
sei das Verhalten der Mieter. Durch ein 

verändertes Verbraucherverhalten könnten 
nach einer Studie des IWU Institut Woh-
nen und Umwelt, Darmstadt, im Auftrag 
des VdW südwest bis zu 25 Prozent Ener-

gie eingespart werden, und 
dies sehr schnell und ohne 
jegliche Investitionen. „Wir 
müssen alle Handlungspo-
tenziale nutzen, um größt-
mögliche Breitenwirkung 
zu erzielen. Das geht nur 
gemeinsam. Das ‚Schwarze- 
Peter-Spiel’ ist fehl am 
Platz“, so Ridinger mit Blick 
auf die Politik. 

Zurückgewinnung von 
Handlungspotenzialen

Die Energiepolitik hemme zudem die 
Möglichkeiten, andere Herausforde-
rungen aufzugreifen. Auch die Politik, so 
Ridinger, habe durch die stark steigende 
Staatsverschuldung erhebliche finanzielle 
Handlungsmöglichkeiten verloren. Die 
zentrale Herausforderung sei deshalb, 

Maßnahmen zur 
Zu r ü c k g e w i n -
nung von Hand-
lungspotenzialen 
zu ergreifen.

Was er  damit 
meint,  machte 
Ridinger an der 
Entwicklung im 
G e s u n d h e i t s -
wesen deutlich. 
Der Sachverstän-
digenrat zum Ge-

sundheitswesen habe in einem aktuellen 
Sondergutachten prognostiziert, dass sich 
– bei Beibehaltung der aktuell geltenden 
Kriterien – die Zahl der Pflegebedürftigen 
in den nächsten Jahrzehnten verdoppeln 
werde. Beim Wohnen stelle sich dabei die 

Frage, ob mehr Angebote für ein längeres 
selbst bestimmtes Wohnen und Angebote 
an der Schnittstelle zwischen Wohnen und 
Pflege entwickelt werden können. 

Wer profitiert,  
muss sich an Kosten beteiligen

Beim Wohnen bestehe die Chance, durch 
Investitionen und Dienstleistungen das 
Gesundheitswesen von wiederkehrenden 
Kosten insbesondere für stationäre Maß-
nahmen zu entlasten, so Ridinger.

Die zum Beispiel für alten- und behin-
dertengerechte Umbauten in den Woh-
nungen entstehenden Kosten würden 
derzeit von den Vermietern und über die 
Miete von den Mietern getragen. Die Kran-
ken- und Pflegekassen seien hingegen die 
Nutznießer. Wer profitiere, müsse aber 
an den Kosten beteiligt werden, zumal 
teure Behandlungen entfielen oder zumin-
dest die Kosten dafür vermindert werden 
könnten. 

Auch durch neue Ansätze im wohnungs-
nahen Sozialmanagement könnten einige 
gesellschaftliche Herausforderungen leich-
ter bewältigt werden. Ridinger verwies 
in diesem Zusammenhang etwa auf bei- 
spielhafte Projekte beim Quartiersma-
nagement unter Einbeziehung von Lang-
zeitarbeitslosen. 

„Beim Wohnen treffen viele gesellschaft-
liche Herausforderungen aufeinander. 
Zur Bewältigung brauchen wir statt 
immer neuer gesetzlicher Bürden eine 
Politik, die solche Schnittstellen mit uns 
lösungsorientiert neu gestaltet.“

Dr. Rudolf Ridinger, Vorstandssprecher 
VdW südwest

„Nur fünf Prozent des CO2-Ausstoßes 
entstehen beim Geschosswohnungsbau 
und ausgerechnet da tummelt sich die 
Politik.“

Lutz Freitag,  
Präsident des GdW Bundesverband deutscher 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen

>>

Interessierte Zaungäste
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Dabei gelte es nicht nur, den Wettbewerb 
mit anderen Branchen um den beruf-
lichen Nachwuchs zu gewinnen und äl-
tere Mitarbeiter zu halten und zu fördern. 
Die Mitarbeiter von Wohnungsunterneh-

m e n  m ü s s t e n 
inzwischen ganz 
andere Aufgaben 
bewältigen als in 
der Vergangen-
heit, weil sich die 
Anforderungen 
an Beschäftigte 
i n  Wo h n u n g s -
u n t e r n e h m e n 
gravierend verän-

dert haben. So gehe es nicht mehr allein 
darum, Räume zu verwalten. Im Wett-
bewerb um Mieter müssten inzwischen 
die unterschiedlichsten sozialen Milieus 
und neue Anforderungen der Mieter an 
eine Wohnung berücksichtigt werden. 
Dies gelinge nur, wenn sich die Unter-
nehmensstrukturen änderten. Starre  
hierarchische Strukturen müssten durch 
teamorientiertes Arbeiten ersetzt werden. 
Dies erfordere sowohl der Wohnungs-
markt, als auch eine neue Generation von 
Mitarbeitern. Der Geschäftsführer müsse 
in einem solchen System mehr „Partner 
als Vorgesetzter“ sein. Stichworte einer 
solchen Unternehmensführung seien 
individuelle Zielvereinbarungen, eine 
Feedback-Kultur und Transparenz.

Wettbewerb um Talente

„Verkaufen, vermitteln, renovieren?“ – eine 
beim Verbandstag in Fulda gezeigte Stra-
ßenumfrage unter Jugendlichen in Frankfurt 
kam zu einem eher ernüchternden Resultat: 
Die meisten der befragten Jugendlichen hat-
ten keine Ahnung, was ein Wohnungsunter-
nehmen ist, geschweige denn, dass sie mit 
dem Begriff „Wohnungswirtschaft“ etwas 
anfangen könnten. Bei manchen Erwachse-
nen, die im Rahmen der Umfrage interviewt 
wurden, sah das nicht anders aus. 

Auch Matthias Müller, Präsident der In-
dustrie- und Handelskammer Frankfurt 
am Main, stellte fest, dass die Wohnungs-
wirtschaft in breiten Teilen der Öffentlich-
keit „ein lausiges Image hat“. 

„Gnadenloser Wettbewerb um Talente“

Der Rückgang der geburtenstarken Jahr-
gänge und die Alterung der Gesellschaft 
stelle auch bei Personalentwicklung und 
Personalbeschaffung neue und zusätzliche 
Anforderungen an die Beschäftigten in 
den Wohnungsunternehmen. Dies gilt 
nach Einschätzung Müllers sowohl für 
den Umgang mit älteren Beschäftigten als 
auch für die Rekrutierung von beruflichem 
Nachwuchs. „Der Immobilienbrache steht 
ein gnadenloser Wettbewerb um Talente 
bevor“, prophezeite Müller und forderte 

eine „Veränderung in den Köpfen“ und 
eine Modernisierung der Unternehmens-
prozesse und Führungsstrukturen. 

Die Wohnungswirtschaft habe sich bisher 
„weit unter Wert verkauft“. Das zeige auch 
eine aktuelle Image-Umfrage unter Stu-
denten und dem beruflichen Nachwuchs 
der Immobilienwirtschaft. Bei dieser Um-
frage sei unter den 30 erstplatzierten Un-
ternehmen kein einziges Wohnungsunter-
nehmen zu finden. 

Ältere Mitarbeiter fördern

Die Wohnungswirtschaft befinde sich aller-
dings auch in einer „mentalen Schräglage“, 
wenn sie nur die Jugendlichen und nicht 
auch die älteren 
Arbeitnehmer be-
trachte, erklärte 
Müller. Deshalb 
gelte es, das Wissen 
und die Erfahrung 
älterer Arbeitneh-
mer zu erhalten 
und durch Weiter-
bildung zu fördern. 
Hier herrsche ein 
Defizit in der Wohnungswirtschaft, weil 
nur jedes zweite Wohnungsunternehmen 
Weiterbildung betreibe. 

Wie attraktiv ist die Wohnungswirtschaft für den beruflichen Nachwuchs? 

Matthias Müller, Präsident der Industrie- 
und Handelskammer Frankfurt am Main

Auch in diesem Jahr wurden wieder die jahrgangsbesten Auszubildenden geehrt: (v. l. n. r.) 
Ceylan Häfner (Volks-Bau- und Sparverein Frankfurt am Main eG), Muhamed Cehic (ABG 
FRANKFURT HOLDING, Frankfurt), Lucia Pitronaci (Deutsche Annington Immobilien 
GmbH, Bochum) und Anke Müller (Nassauische Heimstätte, Frankfurt).
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„Die Wohnungswirtschaft hat sich längst 
von einer grauen Maus zu einer Cash 
Cow gewandelt, aber das Image der 
Branche ist nach wie vor lausig.“

Matthias Müller,  
Präsident der IHK Frankfurt am Main

Schnittstellen  
lösungsorientiert gestalten

Aus diesen Beispielen zog Ridinger die 
Schlussfolgerung: „Das Wohnen ist der 

Bereich, in dem sich viele gesellschaftliche 
Herausforderungen niederschlagen. Da-
mit bietet sich das Wohnen aber auch als 
Bereich an, diese Herausforderungen ge-
meinsam zu bewältigen. Dies geht nicht 

mit immer neuen gesetzlichen Bürden, 
sondern nur über neue themenübergrei-
fende Politikansätze. Wir brauchen eine 
Politik, die solche Schnittstellen lösungso-
rientiert neu gestaltet.“.�
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Wie man Wohnungsprofi wird

„Die dachten, ich makele und kriege dicke Provisionen“

Wer die Arbeit in einem Wohnungsunter-
nehmen kennt, der weiß, dass sie span-
nend ist. Dies bestätigten übereinstim-
mend mehrere junge Menschen, die beim 
Verbandstag an einer Podiumsdiskussion 
teilnahmen. Den Altersgenossen sei das 
Berufsbild allerdings viel zu wenig bekannt, 
womit sie die Umfrageergebnisse des Ver-
bandes bestätigten. 

Jessica Mörschel hatte die Chance, bereits 
im Elternhaus das Berufsbild näher ken-
nen zu lernen. Sie ist in einer Familie groß 
geworden, die ein Bauunternehmen hat, 
und so sei sie „mit Häusern groß gewor-
den“. Ähnlich kam auch Constance Arndt-
mann zu ihrer Ausbildung in einem Woh-
nungsunternehmen. Ihr Vater vermietet 
Häuser. „Das fand ich toll“, sagt sie.

Nicht jeder Schulabgänger, der sich für die 
Wohnungswirtschaft entschieden hat, ist 
allerdings familiär vorbelastet. Ceylan Häf-
ner zum Beispiel stieß nach dem Abitur 
im Internet auf die Immobilienbranche 

und wurde von der Agentur für Arbeit 
darin bestärkt, dass diese interessante und 
zukunftssichere Arbeitsplätze bietet.

Ähnlich erging es Kristin Tobi. „Ich kannte 
die Wohnungswirtschaft nicht und wur-
de durch die Agentur für Arbeit auf ein 
Wohnungsunternehmen aufmerksam ge-
macht. Danach habe ich mich über diese 
Branche näher informiert.“

Melanie Mastalirsch erfuhr ebenfalls von 
der Berufsberatung von ihrem heutigen 
Arbeitsfeld. Danach machte sie sich im In-
ternet noch schlauer und fand die Website 
eines Unternehmens, „die mir gefiel“. In 
diesem Unternehmen arbeitet sie jetzt.

Abenteuerliche Vorstellungen  
von Freunden und Bekannten

Freunde und Bekannte hatten meist recht 
abenteuerliche Vorstellungen von der  
Arbeit in einem Wohnungsunterneh-
men. „Die dachten, ich makele und kriege  

dicke Provisionen“, schmunzelt Jessica 
Mörschel.

Kristin Tobi erinnert sich daran, dass 
ihre Freunde von ihrer Berufswahl sehr 
überrascht waren und glaubten, sie würde 
dort „große Häuser verkaufen und damit 
viel Geld verdienen“. Inzwischen wissen 
Freunde und Bekannte von Jessica, Kristin 
und Melanie zum einen viel mehr über 
das Geschäftsfeld der Wohnungs- und  
Immobilienprofis, und zum anderen  
wissen sie deren Kenntnisse auch zu  
schätzen.

„Meine Freunde freuen sich, wenn ich 
ihre Betriebskostenabrechung überprü-
fen kann“, lacht Ulrike Neumeier. Arne 
Bergander ist für seine Freunde der ers-
te Ansprechpartner bei der Wohnungs-
suche, wie er erzählt, und bei Melanie  
Mastalirsch laufen regelmäßig die Freunde 
auf, wenn es vor einem Umzug gilt, einen 
neuen Mietvertrag zu unterschreiben.

Spaß macht die Abwechslung

Großen Spaß macht den Nachwuchs-
profis vor allem die Abwechslung ihrer 
Arbeit in der Wohnungswirtschaft. Das 
motiviert offenbar auch, sich regelmäßig 
fortzubilden. 

Bei einigen von ihnen steht schon jetzt fest, 
dass sie der Branche erhalten bleiben. So 
investiert Jessica Mörschel „viel Freizeit in 
Weiterbildung“, und Melanie Mastalirsch 
ist gerade dabei, nach ihrer Ausbildung 
zur Immobilienfachwirtin ihren Immobi-
lienökonom zu machen. Diese berufliche 
Hürde hat Ulrike Neumeier schon genom-
men. Sie hat bereits die Verantwortung für 

Stefan Frech, Redakteur des NDR, diskutiert mit Jugendlichen über den Ausbildungsberuf 
zur/zum Immobilienkauffrau/-mann.

Ausbildungspaten unterstützen  
nicht ausbildende Unternehmen

Verbandsdirektor Dr. Rudolf Ridinger 
schilderte die Ausbildungssituation in den 
Mitgliedsunternehmen des VdW südwest. 
Danach bilden diese 176 Nachwuchskräfte 
als Immobilienkaufleute oder in ähnlichen 
Berufen aus. Auffallend sei dabei, dass unter 
den ausbildenden Unternehmen diejenigen 
mit weniger als 1.000 Wohnungseinheiten 
in geringerem Umfang als die Großunter-

nehmen ausbilden. Dass aber auch in dieser 
Gruppe ausbildende Unternehmen vertreten 
sind, zeige, dass Ausbildung auch in dieser 
Unternehmensgröße möglich sei.

Um vor allem diesen Unternehmen den 
Einstieg in die Ausbildung zu erleichtern, 
habe der VdW südwest ausbildende Unter-
nehmen dazu aufgerufen, Patenschaften 
für solche Mitgliedsunternehmen zu über-
nehmen, die bisher noch nicht ausbilden. 
Die Paten sollen dabei mit Informationen 

und praktischen Tipps zu Ausbildungsfra-
gen zur Verfügung stehen.

Ridinger wies auch darauf hin, dass durch 
das Angebot von Praktika sowie durch die 
Beteiligung an Projektwochen in Schulen 
das Interesse junger Menschen am Tätig-
keitsfeld Wohnen geweckt werden könne. 
Zudem stehe über den Verband ein Mes-
sestand zur Verfügung, mit dem sich Mit-
gliedsunternehmen an Ausbildungsmes-
sen beteiligen können.�

>>
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Für Hans Peter Trampe, Vorstand des Fi-
nanzdienstleisters Dr. Klein & Co., Lübeck, 
zählt die Wohnungswirtschaft „zu den Ge-
winnern der Finanzmarktkrise“. Und das aus 
einem ganz einfachen Grund: „Weil sie für 
die Banken sichere Kunden sind.“ 

Dieser Grundtenor beherrschte beim Ver-
bandstag die Debatte über die Wirtschafts- 
und Finanzkrise und ihre Folgen für die 
Wohnungswir t -
schaft. Alle Beteilig- 
ten an einer Podi-
umsdiskussion zu 
den Auswirkungen 
der Finanzmarkt-
krise waren sich 
allerdings auch 
einig, dass das En-
de der Krise noch 
längst nicht ab-
sehbar ist, weil vor 
allem unklar ist, wie groß die Kreditrisiken 
sind, die noch in den Büchern der Banken 
schlummern. 

Hans Peter Trampe rechnet 2010 mit weite- 
ren Abschreibungen und Dr. Ingrid Pankraz, 

Bereichsleiterin Infrastruktur, DKB Deutsche 
Kreditbank AG, Berlin, prophezeite: „Über 
den Berg sind wir noch lange nicht.“

Höherer Eigenkapitalanteil notwendig

Auch Gerhard Grandke, geschäftsführen-
der Präsident des Sparkassen- und Girover-
bandes Hessen-Thüringen, ging in seinem 
Vortrag davon aus, dass „die Gefahr von 

 Rücksch lägen 
bleibt“. In der Fi-
nanzbranche werde 
mitweiteren Wert-
berichtigungen und 
Kreditausfällen ge-
rechnet. Dabei sei 
die deutsche Im-
mobilienbranche 
insgesamt „relativ 
stabil geblieben“, 
weil hierzulande so-

lide finanziert werde. Aus diesem Grund sei 
die regionale Wirtschaft durch die internatio- 
nale Finanzkrise auch nur wenig belastet. 
Problematisch sei allerdings, dass rund ein 
Drittel der mittelständischen Unternehmen 
kein Eigenkapital habe, wodurch diese Un-

ternehmen 
leicht in eine 
Kreditklem-
me kommen 
könnten. 

A u f  d e n 
Nutzen und 
die Notwen-
digkeit aus-
reichenden 
E igenkap i -
tals verwie-
sen auch die 
Banker  in 
der Diskus-
sionsrunde. 
In Folge der 
Krise würden Bauprojekte kaum noch zu 
100 Prozent finanziert, wie es vor der Krise 
durchaus bei einigen Anbietern der Fall ge-
wesen sei. Auch sei der Konditionenunter-
schied bei einem Fremdfinanzierungsanteil 
zwischen 60 und 80 Prozent gestiegen. 
Allerdings sei auch wieder Bewegung in 
den Pfandbriefmarkt gekommen. 

So berichtete Helmut Rausch, Vorstand, 
WL Bank AG Westfälische Landschaft 
Bodenkreditbank Münster, von der erfolg-
reichen Auflage eines neuen Pfandbrief-
portfolios. Dr. Peter Schaffner, Managing 
Director Wohnungswirtschaft, Aareal Bank 
AG Wiesbaden, sprach von einer Belebung 
des gesamten Anleihemarktes.

Mehr Transparenz erforderlich

Welche Schlussfolgerungen muss die Woh-
nungswirtschaft aus der Finanzmarktkrise 
ziehen? In einem waren sich die Experten 
einig: Mehr Transparenz ist nötig. 

Auch wenn die deutsche Immobilienwirt-
schaft nach Einschätzung von Gerhard 
Grandke in der Finanzmarktkrise „relativ 
stabil geblieben ist“, müsse sich die Woh-

Spannende Diskussion

Wohnungswirtschaft – Gewinner der Finanzmarktkrise? 

Über die Folgen der Finanzmarktkrise diskutierten (v. l. n. r.): Helmut Rausch (Vorstand, WL 
Bank AG Westfälische Landschaft Bodenkreditbank, Münster), Dr. Ingrid Pankraz (Bereichs-
leiterin Infrastruktur, DKB Deutsche Kreditbank AG, Berlin), Dr. Rudolf Ridinger (Verbands-
direktor VdW südwest), Dr. Peter Schaffner (Managing Director Wohnungswirtschaft, Aareal 
Bank AG, Wiesbaden) und Hans Peter Trampe (Vorstand, Dr. Klein & Co., Lübeck).

Gerhard Grandke,  
geschäftsführender Präsident, 
Sparkassen- und Giroverband 
Hessen-Thüringen bei seinem 
Vortrag

„Der Immobilienmarkt ist in der Finanz-
krise relativ stabil geblieben, weil wir in 
Deutschland solide finanzieren.“

Gerhard Grandke,  
geschäftsführender Präsident Sparkassen- 
und Giroverband Hessen-Thüringen

ein stattliches Immobilienportfolio und 
leitet jetzt ein fünfköpfiges Team. 

Jessica, Arne, Melanie, Kristin, Ulrike, 
Constance und Ceylan haben ihren Traum-
beruf gefunden. Aber wie macht man ihren 
Altersgenossen die Wohnungswirtschaft 

als Berufsfeld schmackhaft, die noch nie 
davon gehört haben? 

Die Arbeitsagentur müsste noch inten-
siver dafür werben meint Ceylan Häfner, 
„die Berufsberater kannten sich nur wenig 
aus“. Und sie macht gleich einen kon-

kreten Vorschlag: Wohnungsunternehmen 
sollten sich und ihr Arbeitsgebiet häufiger 
in Schulen präsentieren und Schülerprak-
tika anbieten. Auch Melanie Mastalirsch 
hätte sich gewünscht, „dass Ausbildungs-
betriebe in die Schulen gehen“.�
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Keine Frage, Transparenz schafft Vertrau- 
en und verändert das Verhalten von Ver-
brauchern wie zwischen Geschäftspartnern. 
Doch welche Instrumente schaffen beim 
Energieverbrauch die nötige Transparenz? 

An der Tankstelle sehen die Autofahrer 
jeden Tag, wie teuer der Liter Sprit gerade 
ist, und an ihrer Tankanzeige sehen sie, 
wie viele Kilometer sie mit einer Tankfül-
lung gefahren sind. Viele Autofahrer passen 
Fahrzeuggröße und Fahrverhalten deshalb 
ihrem persönlichen Geldbeutel an. Doch 
funktioniert dies auch beim Heizen in der 
Wohnung? Sind energetische Mietspiegel, 
Energieausweise und Mieterportale hierfür 
die richtigen Instrumente?

Die Wohnungsgenossenschaft Spar- und 
Bauverein Solingen eG versucht Transpa-
renz zu schaffen. In einem ersten Schritt 
ließ sie für 350 von 7.300 Wohnungen der 
Genossenschaft zum Preis von je 700 Euro 
„Mieterportale“ einrichten und schulte die 
ersten Mieter in deren Anwendung. 

Das Portal zeigt den Mietern alle 15 Minu-
ten ihren tatsächlichen im Vergleich zum 
Optimalverbrauch und soll so deren Ver-
brauchsverhalten verbessern, so Gerhard 
Rohde, Vorstand der Genossenschaft. 

Die ersten Ergebnisse ließen hoffen. So sei 
der Energieverbrauch bei den Mietern zwi-
schen zehn und 50 Prozent gesunken. Die 
Genossenschaft profitiere von dem Mieter-
portal ebenfalls, da sie die Heizungsanlage 
besser überwachen, die Zählerstände da-
rüber ablesen und letztlich auch die Ver-
brauchsabrechnungen darüber erstellen 
könne, so Rohde.

Interesse der Mieter  
am Energieausweis gleich Null

Rohdes erste Erfahrungen mit dem Ener-
gieausweis sprechen hingegen für eine ge-
ringe Wirkung dieses Instruments. 

Der Ausweis soll der Theorie nach den Mie-
tern ermöglichen, bei der Wohnungssuche 

auch den Aspekt des Energieverbrauchs zu 
berücksichtigen. Aber die Mieter scheint 
der Energieverbrauch einer Wohnung gar 
nicht zu interessieren. 

„Das Interesse der Mieter ist gleich 
Null“, sagte Gerhard Rhode im Rah-
men einer Diskussion über Transparenz 
auf den Wohnungsmärkten. Hans-Otto 
Kraus, Geschäftsführer, GWG Gemein-
nützige Wohnstätten- und Siedlungsge-
sellschaft mbH, München, und Vorsit-
zender des Fachausschusses Planung 
und Technik des GdW, machte dieselbe 
Erfahrung: „Wir haben 2008 für unsere 
Häuser mit insgesamt 25.000 Wohnungen 
Energieausweise erstellen lassen und hat-
ten seither 2.000 Mieterwechsel. Nach 
dem Energieausweis hat keiner gefragt.“

Prof. Dieter Rebitzer, Geschäftsführer, In-
stitut Wohnen und Umwelt GmbH, Darm-
stadt, sieht im Energieausweis zwar ein 
„wertvolles Instrument der Markttranspa-
renz“. Allerdings fehle bei denjenigen, die 
von diesem Instrument profitieren sollen, 
noch das Bewusstsein, den Ausweis auch 
zu nutzen. Renate Szameitat, Geschäftsfüh-
rerin, GEWOS Institut für Stadt-, Regional- 
und Wohnforschung GmbH, Hamburg, 
plädierte dafür, dem Instrument noch mehr 

Zeit zu geben, um im Markt anzukommen 
und den Energieausweis nicht sofort nach-
bessern zu wollen.

Energetische Mietspiegel umstritten 

Ähnlich umstritten wie der Energieausweis 
war in der Diskussion auch der energetische 
Mietspiegel, der laut Rebitzer von Städten 
immer häufiger nachgefragt wird. Nach sei-
ner Auffassung profitieren energiebewusste 
Vermieter von einem energetischen Miet-
spiegel, weil sie bei der Vermietung einen 
Aufschlag von bis zu 50 Cent pro Quadrat-
meter fordern könnten. Renate Szameitat 
hingegen warnte davor, den Mietspiegel 
als ein Instrument der Marktsteuerung zu 
verstehen. Mietspiegel seien lediglich ein 
Instrument der Markttransparenz. 

Rebitzer schlug darüber hinaus vor, die 
Mieter so zu „bearbeiten“, dass diese „ihr 
Verhalten ändern“. Hans-Otto Kraus hielt 
allerdings entgegen, dass dies nicht Aufga-
be der Wohnungsunternehmen sein könne. 
„Wir können die Welt nicht retten und die 
Menschen erziehen.“ Letztlich, so schluss-
folgerte Renate Szameitat, sei schon viel 
gewonnen, wenn die Politik „geeignete An-
reize und weniger Vorgaben zum Energie-
sparen macht“.�

Energetische Transparenz

„Kein Mensch fragt nach dem Energieausweis!“ 

Diskutierten über energetische Transparenz: (v. l. n. r.) Gerhard Rohde (Vorstand, Spar- und 
Bauverein Solingen eG), Renate Szameitat (Geschäftsführerin, GEWOS Institut für Stadt-, 
Regional- und Wohnforschung GmbH, Hamburg), Dr. Rudolf Ridinger (Verbandsdirektor, 
VdW südwest), Prof. Dieter Rebitzer (Geschäftsführer, IWU Institut Wohnen und Umwelt 
GmbH, Darmstadt) und Hans-Otto Kraus (Geschäftsführer, GWG Gemeinnützige Wohn-
stätten- und Siedlungsgesellschaft mbH, München, und Vorsitzender des Fachausschusses 
Planung und Technik des GdW).

nungswirtschaft dennoch auf teurere Dar-
lehen und schlechtere Finanzierungskon-
ditionen einstellen. Wer künftig Bauvor-

haben solide finanzieren wolle, müsse der 
Bank gegenüber Transparenz an den Tag 
legen. Dazu zähle auch ein gutes Portfolio-

management. Auch die Anknüpfung an 
eine Hausbank spiele wieder eine größere 
Rolle.�






